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Eine der grossen Schwierigkeiten, sich 
in der heutigen Welt zurechtzufinden, 
entsteht aus der stets wachsenden An-
zahl an Gesetzen und Verordnungen.
Bürgerinnen und Bürger sind oft über-
fordert und es fällt ihnen schwer, sich
selbst in alltäglichen Fällen zu orientie-
ren. Auch viele Klein- und Mittelbetriebe
kämpfen häufig mit den ausgefeilten Vor-
schriften.
Der Gesetzgeber stösst oft an Leistungs-
grenzen. Bestünde die Abhilfe darin, dass
nur noch juristisch geschulte Parlamen-

tarierinnen und Parlamentarier gesetzge-
berisch tätig sind? Der nachstehende Bei-
trag geht davon aus, dass damit bestehen-
de Probleme wohl eher verschärft als ge-
löst würden.
Gesetze werden in den allermeisten Fällen
von der Verwaltung entworfen. Das mo-
derne Gesetzgebungsverfahren verläuft
dabei so, dass ein Departement die anste-
hende Problematik aus seiner Sicht an-
geht und die zu regelnde Materie in Para-
graphen giesst. Dabei wird streng darauf
geachtet, dass die Vorlage möglichst har-
monisch ins bestehende Normengefüge
integriert wird und zentrale Rechtsgrund-
sätze (wie etwa der Grundsatz der Ver-
hältnismässigkeit) nicht tangiert werden.
Als Nichtjuristin sehe ich meine Aufgabe
im Gesetzgebungsprozess vorab darin, die
vorgeschlagenen Regelungen auf ihre
Alltagstauglichkeit hin zu überprüfen.
Denn vieles, was im Kommissionszim-
mer oder im Parlamentssaal brillant vor-
getragen wird und einleuchtend tönt,
stösst in der Praxis auf zahllose Schwie-
rigkeiten. Davon können alle, die sich je
mit Vollzugsproblemen irgendwelcher Art
auseinandergesetzt haben, ein Lied singen.
Insbesondere im Bereich der Verhältnis-
mässigkeit tauchen regelmässig Schwie-
rigkeiten auf. Während aus juristischer
Sicht die flächendeckende Anwendung
von Vorschriften selbstverständlich ist,
sträuben sich beim Nichtjuristen mitun-

ter die Haare: Ich erinnere etwa an harte
Auseinandersetzungen um die Ausge-
staltung der Behindertengesetzgebung,
die in ihrer ursprünglichen Form das
«Aus» für viele kleine Vermieter oder
Eigentümer von Lokalen in alten Gebäu-
destrukturen bedeutet hätte. Als weiteres
Beispiel sei die kürzlich diskutierte Revi-
sionspflicht von Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung erwähnt: Die GmbH
erfreut sich auch in der Schweiz seit eini-
ger Zeit steigender Beliebtheit bei Klein-
firmen. Die Hälfte der KMU beschäftigt
in der Schweiz 1 bis 9 Mitarbeitende. Bei
einem Umsatz von 200’000 Franken pro
Person ergibt dies maximale Umsätze
von weniger als 2 Millionen Franken.
Firmen dieser Grösse der Revisions-
pflicht zu unterstellen, wäre völlig pra-
xisfremd und würde eine unnötige und
unproduktive, zeitliche und finanzielle
Belastung der Unternehmen darstellen.
Hier Einfluss zu nehmen und darauf hin-
zuwirken, dass unsere Gesetze sowohl
den Anforderungen der Juristinnen und
Juristen als auch der praktischen An-
wendung genügen, darin sehe ich unter
anderem meine Aufgabe als Nichtjuristin
im Parlament.
Mit der Zeitschrift «Mandat» schlägt der
St.Gallische Anwaltsverband seinerseits
eine Brücke zu den Nichtjuristen, um sie
in die Umsetzung von neuen Vorschrif-
ten in ihrem Alltag einzuführen. ■
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THEMA

Das neue
Fusionsgesetz
Am 1. Juli 2004 trat das Fusionsgesetz in Kraft.
Es bewirkt weitgreifende Änderungen der 
heutigen Ordnung des Gesellschaftsrechts. Mit
dem neuen Gesetz haben sich alle Unternehmen,
welche rechtliche Umstrukturierungen planen,
zu befassen. Im Folgenden wird kurz auf den 
Inhalt und die dem Gesetz zu Grunde liegenden
Prinzipien eingegangen.

Zielsetzung
Die Gesellschaften, Genossen-
schaften, Vereine und Stiftun-
gen sind die Träger der Wirt-
schaft. Ihre Rechtsform muss
sich den wirtschaftlichen Be-
dingungen anpassen können,

der Zusammenschluss auch von
Gesellschaften verschiedener
Rechtsformen und Genossen-
schaften muss ermöglicht und
erleichtert werden. Das Bundes-
gesetz über die Fusion, Spal-
tung, Umwandlung und Ver-

mögensübertragung (Fusionsge-
setz, FusG), das am 1. Juli 2004
in Kraft getreten ist, hat einer-
seits eine möglichst weit-
gehende Flexibilisierung des
Gesellschaftsrechts zum Ziel
und soll andererseits Re-
strukturierungen in gesetz-
lich geordnete Bahnen len-
ken. Das bisherige Recht aner-
kannte nur sporadisch und un-
systematisch sogenannte rechts-
formüberschreitende Fusionen
und Umwandlungen, so z.B. die
Fusion einer AG mit einer Kom-
mandit AG (Art. 770 Abs. 3 OR),
aber nicht die Fusion einer
GmbH mit einer AG oder die
Umwandlung einer AG in eine
GmbH (Art. 824 OR), aber nicht

Die Vermögensübertragung
ist eine Art Reserve-
institut und erlaubt eine 
Restrukturierung.
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die Umwandlung einer GmbH
in eine AG.

Insbesondere die 
Spaltung und Vermögens-
übertragung
Das Fusionsgesetz enthält auch
zwei neue Institute, nämlich die
Spaltung und die Vermögens-
übertragung. Mit beiden soll die
Abtrennung und Übertragung
von Teilen eines Unternehmens
erleichtert werden. Es ist eine
bekannte Tatsache, dass heute
im Vordergrund der Ausrichtung
der Unternehmen die Fokus-
sierung auf die Stammtätigkeit
ist und nicht mehr die Diversi-

fizierung der Tätigkei-
ten. Die Folge ist die
Abstossung der mit der
Stammtätigkeit nicht
mehr verbundenen
Aktivitäten. Dabei sind

die Vorschriften des FusG über
die Spaltung (Abspaltung) anzu-
wenden, sofern die Gesellschaf-
ter des übertragenden Unter-
nehmens Anteile am überneh-
menden Unternehmen erhal-
ten. Geht dagegen ein allfälliger
Kaufpreis für den Unterneh-
mensteil an das übertragende
Unternehmen selbst, liegt eine
Vermögensübertragung vor. 
Die Vermögensübertragung (5.
Kapitel, Art. 69ff. FusG) ist eine
Weiterentwicklung der Vermö-
gens- oder Geschäftsübertragung

nach Art. 181 OR. Diese sah nur
den gesetzlichen Übergang der
Passiven, nicht aber der Aktiven
vor, welche bisher im Wege 
der Einzelübertragung auf den
Übernehmer übertragen wer-
den mussten. Nach Art. 69 FusG
geht dagegen das Vermögen mit
Aktiven und Passiven im Wege
der Gesamtnachfolge auf den
Übernehmer über. Umstritten ist
bei der Vermögensübertragung,
ob auch Verträge von Gesetzes
wegen übergehen und ob es da-
zu die Zustimmung des aussen-
stehenden Vertragspartners be-
darf. Ich bin der Ansicht, dass
der Vertragsübergang zu bejahen
ist, und zwar sowohl bei der 
Abspaltung wie bei der Vermö-
gensübertragung gemäss FusG.
Allerdings muss der dritten Par-
tei ein Rücktrittsrecht zuge-
standen werden.
Die Vermögensübertragung ist
eine Art Reserveinstitut und
erlaubt eine Restrukturierung,
auch dann, wenn wegen Struk-
turunterschieden in den Gesell-
schaftsformen eine Fusion oder
Spaltung ausgeschlossen ist.
Während eine Spaltung nur 
bei Kapitalgesellschaften und
Genossenschaften zulässig ist
(Art. 30 FusG), können selbst
im Handelsregister eingetragene
Einzelfirmen eine Vermögens-
übertragung vornehmen (Art.
69 Abs. 1 FusG).

Die Privatisierung
Das FusG will auch die Priva-
tisierung öffentlich-rechtlicher
Institute erleichtern. Öffentlich-
rechtliche Institute können mit
einer Kapitalgesellschaft, einer
Genossenschaft, einem Verein
oder einer Stiftung fusionieren,
sich in eine solche privatrecht-
liche Rechtsform umwandeln
oder ihr Vermögen oder Teile
davon durch Vermögensüber-
tragung auf privatrechtliche
Rechtsträger übertragen (8. Kap.,
Art. 99ff. FusG). Das OR sieht
nur eine Bestimmung für den
heute unwahrscheinlichen Fall
der Verstaatlichung vor.

Die Grundprinzipien
Für alle vom FusG geregelten
Tatbestände gelten fünf durch-
gehende Grundprinzipien, näm-
lich:
1. die Anerkennung des Fu-

sions-, des Spaltungs- und Ver-
mögensübertragungsvertrags
als grundlegendes Instru-
ment zur Durchführung der
Operation;

2. die durchgehende Anerken-
nung der gesetzlichen Uni-
versalsukzession, d.h. der 
gesetzliche Übergang aller
Rechte und Pflichten auf den
übernehmenden Rechtsträ-
ger, was m.E. auch den Über-
gang von Verträgen ein-
schliesst;

3. die Gewährleistung der Fort-
dauer der Mitgliedschaft und
das Verbot, den Gesellschaf-
tern als Folge der Fusion
oder Spaltung zusätzliche
Pflichten (wie z.B. eine Nach-
schusspflicht) zu auferlegen;

4. der Gläubigerschutz und 
5. der Schutz der Arbeitnehmer. 
Dabei sind die Schutzbestim-
mungen der besonderen Situa-
tion angepasst. So setzt der
Gläubigerschutz mit Schulden-
ruf und allfälliger Sicherstellung
bei der Fusion erst nach dem
Vollzug ein, weil eine Fusion 
in der Regel keine Gläubiger-
gefährdung mit sich bringt,
während bei der Spaltung, bei
welcher dem Gläubiger ein Haf-

Das Fusionsgesetz ist schon
mit einem Kochbuch ver-
glichen worden, weil es die
Vorgänge im Einzelnen regelt.
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tungssubstrat entzogen wird,
der Gläubigerschutz vor dem
Beschluss stattzufinden hat. Bei
der Privatisierung eines öffent-
lich-rechtlichen Institutes, z.B.
einer Kantonalbank, gilt die 
bisherige Staatshaftung für
Schulden noch während dreier
Jahre weiter (Art. 101 in Ver-
bindung mit Art. 26 FusG). Kein
Gläubigerschutz ist bei Um-
wandlung notwendig, da keine
Änderung am Haftungssubstrat
eintritt und nur das «Rechts-
kleid» der Gesellschaft gewech-
selt wird.

Insbesondere der Schutz
der Arbeitnehmer
Besonders umstritten war der
Schutz der Arbeitnehmer. Um-
strukturierungen wie Fusionen
führen sehr oft zu einem Stel-
lenabbau, welchen die Arbeit-
nehmerschaft ziemlich hilflos
ausgeliefert ist. Das FusG sieht
als Massnahme zum Schutz der
Arbeitnehmer den Übergang des
Arbeitsverhältnisses mit dem
Recht der Ablehnung durch den
Arbeitnehmer (Art. 333 OR), das
Informations- und Konsulta-
tionsrecht der Arbeitnehmer-
vertretung und die Sicherstel-
lung der Lohnforderungen (Art.
27, 28, 47, 50 und 76 FusG) vor.
Dagegen wurde dem Begehren
nach Einführung eines obliga-
torischen Sozialplanes, welcher
bis heute im schweizerischen
Recht nicht besteht, nicht Folge
geleistet. Man wollte die sozial-
politisch umstrittene Frage nicht
durch die Hintertüre des Fu-
sionsgesetzes lösen, da Massen-
entlassungen auch ausserhalb
von Fusionen vorkommen.

Das Fusionsgesetz 
als «Kochbuch»
Das Fusionsgesetz mag wegen
seines Umfanges (109 Artikel!)
auf den ersten Blick erschre-
cken. Das Gesetz ist schon mit
einem Kochbuch verglichen
worden, weil es die Vorgänge im
Einzelnen regelt. Das halte ich
nicht für einen Tadel, sondern
eher für eine Anerkennung für

die Brauchbarkeit des Gesetzes.
Besonders ist darauf hinzuwei-
sen, dass Fusionen mehrheitlich
unter kleineren und mittleren
Unternehmen (KMU) oder in-
nerhalb eines Konzerns statt-
finden. Für die KMU und für
Umstrukturierungen innerhalb
eines Konzerns gelten erleich-
terte Bestimmungen. So kön-
nen KMU bei der Fusion auf
den Fusionsbericht (Art. 14 Abs.
2 FusG), auf die Fusionsprüfung
(Art. 15 Abs. 2 FusG) und auf
das Einsichtsrecht (Art. 16 Abs.
2 FusG) verzichten, sofern alle
Gesellschafter zustimmen. Ähn-
liches gilt für die erleichtertes
Fusion im Konzernverhältnis
(Art. 23 und 24 FusG). Für die
KMU können Fusionen und
Spaltung deshalb rasch und re-
lativ kostengünstig durchgeführt
werden. Das Gleiche gilt für an-
dere Umstrukturierungen.

Die steuerrechtliche 
Neutralität der 
Umstrukturierungen
Es ist offensichtlich, dass die
neuen Möglichkeiten zur recht-
lichen Umgestaltung nur Sinn
machen, wenn die Vorgänge
steuerrechtlich neutral durchge-
führt werden können. Mit dem
Fusionsgesetz treten deshalb 
eine Reihe von Änderungen in
den eidgenössischen Steuerge-
setzen in Kraft, die dem Zweck
der Vermeidung steuerlicher
Belastungen von gesellschafts-
rechtlichen Umstrukturierun-
gen dienen. Dabei geht es vor-
nehmlich um die stillen Reser-
ven einer Gesellschaft, die durch
Fusion, Spaltung oder Vermö-
gensübertragung nicht aktiviert
und somit nicht steuerrechtlich
erfasst werden sollen. Am spek-
takulärsten ist der erst bei der
Behandlung des Gesetzes in den
eidgenössischen Räten einge-
führte Art. 103 FusG, welcher
die Erhebung von kantonalen
und kommunalen Handände-
rungsabgaben bei Umstruktu-
rierungen ausschliesst, somit
direkt in das kantonale Steuer-
recht eingreift. Allerdings tritt

nach den Übergangsbestim-
mungen (Art. 111 Abs. 3 FusG)
das Verbot erst fünf Jahre 
nach Inkrafttreten des FusG 
in Kraft.

Die internationale Fusion,
Spaltung und Vermögens-
übertragung
Umstrukturierungen, v.a. bei
internationalen Konzernen, ma-
chen oft an der Landesgrenze
nicht Halt. Mit dem FusG treten
deshalb Ergänzungen im Bun-
desgesetz über das internationa-
le Privatrecht vom 18. Dezem-
ber 1987 in Kraft. Diese enthal-
ten Regelungen über die Fusion
schweizerischer mit ausländi-
schen Gesellschaften und über
die Spaltung und Vermögens-
übertragung, an welcher eine
schweizerische und eine auslän-
dische Gesellschaft beteiligt sind.
Allerdings ist die Regelungsge-
walt des schweizerischen Gesetz-
gebers beschränkt. Die Fusion
einer schweizerischen mit einer
ausländischen Gesellschaft bleibt
nur zulässig, sofern das auf die
ausländische Gesellschaft an-
wendbare Recht es gestattet. 
Eine vollständige Regelung
könnte nur durch einen Staats-
vertrag erreicht werden.

Schlusswort
Das Fusionsgesetz verändert 
das bisherige Gesellschaftsrecht
grundlegend. Es erleichtert die
Restrukturierung nicht nur von
Gesellschaften, Genossen-
schaften, Vereinen und
Stiftungen, sondern auch
von Vorsorgeeinrichtun-
gen, denen ein ganzes 
Kapitel (7. Kapitel, Art.
88ff. FusG) gewidmet ist.
Ich hatte die Ehre, im Auftrag
des EJPD den Vorentwurf des
FusG ausarbeiten zu dürfen. 
Ich hoffe, dass das Gesetz 
breite Akzeptanz finden wird. 
Restrukturierungen, die wirt-
schaftlich notwendig sind, sol-
len wesentlich erleichtert wer-
den. Damit soll auch der Wirt-
schaftsstandort Schweiz geför-
dert werden. ■

Mit dem Fusionsgesetz 
treten eine Reihe von 
Änderungen in den 
eidgenössischen Steuer-
gesetzen in Kraft.
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Am 1. Juni 2004 ist das Bilaterale Abkommen über den freien Personenverkehr in die zweite 
Phase getreten. Ab diesem Zeitpunkt hat die Zulassung vieler ausländischer Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer auf dem schweizerischen Arbeitsmarkt eine bedeutende Vereinfachung erfahren. 
Seither ist auch die gegenseitige Erbringung von grenzüberschreitenden Dienstleistungen für 
Betriebe in der Schweiz und im EU-Raum einfacher möglich. Um der Gefahr eines allfälligen 
Lohn- und Sozialdumpings zu begegnen, sind am 1. Juni 2004 die flankierenden Massnahmen in
Kraft getreten.

Übergangsregelungen –
ein Überblick
Bekanntlich hat die Schweiz für
die Einführung der Personen-
freizügigkeit mit der EU eine
mehrjährige Übergangsfrist aus-
gehandelt. Die erste Etappe der
schrittweisen Umsetzung endete
am 31. Mai 2004. Bis dahin galt
gegenüber EU/EFTA-Angehöri-
gen der Vorrang der einheimi-
schen Arbeitnehmer, und es er-
folgte vor der Erteilung einer
Arbeitsbewilligung eine Kontrol-
le der vertraglich vereinbarten
Lohn- und Arbeitsbedingungen.

Zudem galten sowohl für Jahres-
als auch für Kurzaufenthalts-
bewilligungen Höchstzahlen.
Am 1. Juni 2004 wurden der
Vorrang der einheimischen Ar-
beitskräfte und die präventive
Kontrolle der Entlöhnungs- und
Arbeitsbedingungen bei EU/
EFTA-Staatsangehörigen abge-
schafft. Die zahlenmässige Zu-
lassungsbegrenzung bleibt da-
gegen während mindestens wei-
teren drei Jahren bestehen. Für
Schweizer Arbeitnehmer und
Selbständigerwerbende gilt be-
reits zu Beginn dieser Phase die

volle Freizügigkeit innerhalb der
EU.
Die dritte Phase der Übergangs-
bestimmungen beginnt am 1.
Juni 2007. Ab diesem Zeitpunkt
sind die Aufenthaltsbewilligun-
gen für EU/EFTA-Bürger nicht
mehr kontingentiert. Nur unter
gewissen Voraussetzungen kann
die Schweiz während zwei Jah-
ren wieder Kontingente ein-
führen. Auch Grenzgänger be-
nötigen ab diesem Zeitpunkt
keine Bewilligung mehr für den
Wechsel des Arbeitgebers, des
Berufs oder den Übergang zu 

Personenfreizügigkeit
Schweiz – EU

Die zweite Phase hat begonnen:

Personenfreizügigkeit
Schweiz – EU
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einer selbständigen Tätigkeit 
und können ihre Erwerbstätig-
keit in der ganzen Schweiz aus-
üben.

Was änderte sich per 
1. Juni 2004?
Am 1. Juni 2004 wurde für 
Angehörige der bisherigen 15
EU/EFTA-Staaten der Grundsatz 
des Vorrangs der inländischen
Arbeitnehmer und die Kontrolle
der Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen aufgehoben, da diese
mit dem Grundsatz der Nicht-
diskriminierung nicht mehr 
vereinbar waren. Vor der Beset-
zung einer Stelle mit einer aus-
ländischen Person aus der EU
oder EFTA müssen deshalb
nicht mehr zwangsläufig Rekru-
tierungsbemühungen auf dem
inländischen Arbeitsmarkt vor-

genommen werden.
Das Ausländeramt
des Kantons St.Gal-
len ist seit diesem
Zeitpunkt abschlies-
send für die Bewilli-
gungserteilung zu-

ständig, wenn es sich um Ar-
beitnehmer aus EU/EFTA-Staa-
ten handelt, da auch keine in-
haltliche Kontrolle des Arbeits-
vertrages mehr vorgenommen
wird.
Die Dauer der erteilten Auf-
enthaltsbewilligung ist jedoch
weiterhin von der vereinbarten
Dauer des jeweiligen Arbeits-
verhältnisses abhängig. Arbeit-
nehmer, die über einen Arbeits-
vertrag mit einer Dauer von
mindestens einem Jahr verfü-
gen, erhalten eine Aufenthalts-
bewilligung EG/EFTA mit einer
Gültigkeitsdauer von fünf Jah-
ren. Eine Kurzaufenthaltsbewil-
ligung EG/EFTA erhalten Ar-
beitnehmer, die über einen bis
maximal 364 Tage befristeten 
Arbeitsvertrag verfügen. Die
Dauer der Bewilligung ent-
spricht dabei der Dauer des
Arbeitsvertrages. Auch Grenz-
gänger können seit 1. Juni 2004
eine Tätigkeit innerhalb der
Grenzzonen der Schweiz auf-
nehmen, ohne dass eine Prü-

fung des Inländervorrangs- oder
der Arbeitsbedingungen erfolgt.
Die Gültigkeit der Grenzgänger-
bewilligung entspricht ebenfalls
der Dauer der Beschäftigung,
wenn diese weniger als ein Jahr
beträgt. Die Gültigkeitsdauer be-
trägt fünf Jahre, wenn der Ar-
beitsvertrag für mindestens ein
Jahr oder länger abgeschlossen
wurde. Für Grenzgänger beste-
hen wie bisher keine zugangs-
beschränkenden Höchstzahlen.
Die Schweiz wird den Zugang
zum Arbeitsmarkt während
mindestens drei weiteren Jah-
ren mittels Höchstzahlen be-
grenzen. Somit bleibt die Rege-
lung, dass pro Jahr schweizweit
maximal ca. 15’000 neue Jahres-
aufenthaltsbewilligungen und
115’500 Kurzaufenthaltsbewil-
ligungen an EU/EFTA-Bürger
erteilt werden können, vorder-
hand bestehen.
Für Schweizer Staatsangehörige
gilt seit 1. Juni 2004 im EU-Raum
grundsätzlich die volle Frei-
zügigkeit der Arbeitnehmer und
Selbständigerwerbenden. Auch
die Erbringung von Dienstleis-
tungen von Schweizer Unter-
nehmen im EU-Raum und um-
gekehrt hat eine Vereinfachung
erfahren. In verschiedenen 
Bereichen bestehen spezielle
Dienstleistungsabkommen zwi-
schen der Schweiz und der EU
(z.B. Abkommen über den Luft-
und den Landverkehr). Diese
Abkommen ermöglichen einen
Anspruch auf Zulassung und
Aufenthalt während der ganzen
Dauer der Dienstleistung. In 
den Bereichen ohne spezielles
Dienstleistungsabkommen ha-
ben Schweizer und EU/EFTA-
Unternehmen nun das Recht,
während maximal 90 Arbeits-
tagen pro Kalenderjahr bewilli-
gungsfrei Dienstleistungen im
anderen Vertragsstaat zu erbrin-
gen. Für eine Zeitspanne von
drei Monaten am Stück oder 
90 Arbeitstagen pro Kalenderjahr
benötigen auch die entsandten
Arbeitnehmer der Dienstleis-
tungserbringer keine Aufent-
haltsbewilligung mehr. Dies gilt

auch für sogenannte Drittstaats-
angehörige, die auf dem regu-
lären Arbeitsmarkt der Schweiz
oder der EU dauerhaft zugelas-
sen sind. Die bisherige Bewilli-
gungspflicht ist in der Schweiz
durch die nachfolgend beschrie-
bene Meldepflicht abgelöst wor-
den. 

Ablösung der Bewilligungs-
pflicht zu Gunsten einer
Meldepflicht bei kurzen
Arbeitseinsätzen von
EU/EFTA-Staatsange-
hörigen in der Schweiz
Eine wichtige Änderung hat die
Zulassung von Arbeitnehmern
mit kurzfristiger Erwerbstätig-
keit bei einem schweizerischen
Arbeitgeber sowie diejenige 
von selbständig erwerbstätigen
Dienstleistungserbringern und
von in die Schweiz entsandten
Arbeitnehmern erfahren. Sie alle
können sich seit 1. Juni 2004
während drei Monaten (Dienst-
leistungserbringer während 90
Arbeitstagen) im Kalenderjahr
ohne ausländerrechtliche Be-
willigung in der Schweiz auf-
halten. Die Bewilligungspflicht
wurde durch eine Meldepflicht
ersetzt. Bei Stellenantritt bei 
einem schweizerischen Arbeit-
geber hat die Meldung unab-
hängig von der Dauer der Er-
werbstätigkeit immer vom er-
sten Tag an zu erfolgen.
Um dieser Meldepflicht nach-
zukommen genügt es, das ent-
sprechende Meldeformular voll-
ständig auszufüllen und der zu-
ständigen Behörde (im Kanton
St.Gallen dem Amt für Wirt-
schaft) zukommen zu lassen. Es
bestehen dazu zwei Möglich-
keiten. Die kostenlose Online-
Registrierung im Internet er-
möglicht nach der erstmaligen
Anmeldung eine einfache und
rasche Meldung und Bearbei-
tung der Daten. Zu diesem
Zweck genügt es, sich als «Kun-
den» auf der Homepage des seco
(www.seco.admin.ch) oder des
IMES (www.imes.admin.ch) re-
gistrieren zu lassen. Die Online-
Registrierung empfiehlt sich für

Die Schweiz wird den Zugang
zum Arbeitsmarkt während
mindestens drei weiteren
Jahren mittels Höchstzahlen
begrenzen.
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schweizerische Arbeitgeber, die
wiederholt ausländische Arbeits-
kräfte für kurzfristige Einsätze
in der Schweiz anstellen. Sie
bietet insbesondere den Vorteil,
dass auf diesem Weg automa-
tisch eine Meldebestätigung an
den Arbeitgeber verschickt wird.
Ist nur eine einmalige kurz-
fristige Erwerbstätigkeit oder
Dienstleistungserbringung in der
Schweiz geplant, kann die Mel-
dung konventionell auf dem
Postweg oder per Fax an das
Amt für Wirtschaft erfolgen.

Flankierende Massnahmen
zum Abkommen über die
Personenfreizügigkeit
An die Stelle der Kontrolle von
Lohn- und Arbeitsbedingungen
bei EU/EFTA-Staatsangehörigen
sind am 1. Juni 2004 die von den
eidgenössischen Räten beschlos-
senen flankierenden Massnah-
men getreten. Sie sollen ver-
hindern, dass in der Schweiz ein
Lohn- oder Sozialdumping zum
Nachteil der in der Schweiz
wohnhaften Arbeitnehmer ent-
steht. Nebst der neuen Entsen-
degesetzgebung, welche Rege-
lungen für aus dem EU-Raum in
die Schweiz entsandte Arbeit-
nehmer enthält, wurde neu die
Möglichkeit eingeführt, beste-
hende Gesamtarbeitsverträge er-
leichtert allgemeinverbindlich zu
erklären oder verbindliche Min-
destlöhne mittels Normalarbeits-
verträgen einzuführen. Diese
Massnahmen kommen dann in
Frage, wenn in einzelnen Bran-
chen wiederholt und miss-
bräuchlich die orts- und berufs-
üblichen Löhne unterboten
werden. Eine von der Regierung
eingesetzte tripartite Kommis-
sion beobachtet gemeinsam mit
dem Amt für Wirtschaft den
st.gallischen Arbeitsmarkt im
Hinblick auf solche Tatbestände.
Seit 1. Juni 2004 sind in den
St.Galler Betrieben somit syste-
matische oder stichprobenartige
Betriebskontrollen im Hinblick
auf die Höhe der bezahlten Löh-
ne möglich. Die jetzige Einfüh-
rung dieses neuen Instrumenta-

riums bildete eine unabdingbare
Voraussetzung dafür, dass die
Bilateralen Verträge als Gesamt-
paket überhaupt zur Umsetzung
gelangen konnten.
Lohnkontrollen in diesem Sinn
sind für den schweizerischen
Arbeitsmarkt sicherlich eine ein-
schneidende Novität. So wird die
jahrzehntelange Praxis präven-
tiver und genereller Lohn-
kontrollen bei EU/EFTA-Staats-
angehörigen abgelöst durch ein
System mit nachträglichen,
punktuellen Kontrollen, in die
auch Schweizer Arbeitnehmer
eingeschlossen werden müssen.

Online-Schalter des 
Ausländeramtes: Elektro-
nische Akteneinsicht und
Gesuchseinreichung
Um auch Anwälten und Behör-
denstellen, die an ausländer-
rechtlichen Verfahren beteiligt
sind, Zugang zu den elektro-
nisch vorhandenen Akten eines
Personendossiers zu gewähren,
hat das Ausländeramt des Kan-
tons St.Gallen seinen Internet-
auftritt mit einer weiteren
Dienstleistung ergänzt: In einem
geschützten Bereich können
vorgängig registrierte Benutzer
direkt übers Internet Anträge
um Akteneinsicht stellen und
die Akten eines freigeschaltenen
Personendossiers im Dateifor-
mat PDF abrufen. Im Fall einer
Gutheissung eines Antrages um
Akteneinsicht erfolgt vollauto-
matisch die Bereitstellung eines
Personendossiers sowie eine E-
Mail Benachrichtigung, im Falle
der Ablehnung geschieht dies
wie bisher per Post. Der Dienst
der Akteneinsicht ermöglicht es
dem Nutzer, innert sehr kurzer
Zeit in den Besitz der benötigten
Akten zu gelangen und redu-
ziert zudem den Aufwand,
elektronisch vorhandene Akten
auf Papier auszudrucken und per
Post zu versenden, beträchtlich.
Ein elektronisches Personendos-
sier ist übersichtlich strukturiert
und mit Lesezeichen versehen,
eine bestimmte Fundstelle kann
so schnell aufgefunden werden.

Die Anmeldung für diesen
Dienst kann direkt über die
Website des Ausländeramtes
unter www.auslaenderamt.sg.ch
vorgenommen werden.
Eine Erleichterung technischer
Art bietet der neue Online-
Schalter des Ausländeramtes
zudem bei der Erlangung einer
Aufenthalts- und Arbeitsbewil-
ligung. Gesuche um Erteilung,
Verlängerung oder Änderung
einer Aufenthaltsbewilligung
lassen sich ab sofort elektro-
nisch einreichen. Es ist möglich,
die entsprechenden Gesuche
nicht mehr nur mittels Papier-
formularen zu stellen, sondern
auch per Internet. Weil die
Möglichkeit einer anerkannten
elektronischen Unterschrift bis-
her fehlt, ist es vorläufig jedoch
noch erforderlich, eine Gesuchs-
zusammenfassung auszudrucken
und zu unterschreiben. Sobald
das Unterschriftenblatt beim
Ausländeramt eintrifft, wird die
Bearbeitung des bereits regist-
rierten Gesuchs automatisch
ausgelöst und der
Gesuchsteller per
E-Mail oder Fax
über den Bearbei-
tungsbeginn infor-
miert. Die elektro-
nische Gesuchseinreichung kann
dabei sowohl von den Inhabern
einer Ausländerbewilligung als
auch vom Arbeitgeber oder
Rechtsvertreter benutzt werden.
Die online Gesuchseinreichung
erfolgt geführt durch mehrere
Schritte, ein Verzeichnis allfällig
notwendiger Gesuchsbeilagen
sowie der Einreicheort wird am
Ende der Gesuchseinreichung
automatisch zusammengestellt
und auf der zu druckenden Ge-
suchszusammenfassung aufge-
führt. Der Dienst der elektroni-
schen Gesuchseinreichung kann
24 Stunden am Tag genutzt
werden, Arbeitgeber können
zudem mehrere Gesuche erfas-
sen, ohne dass jedes Mal die
Arbeitgeberdaten wieder neu
erfasst werden müssen. ■

Seit 1. Juni 2004 sind Betriebs-
kontrollen im Hinblick auf 
die Höhe der bezahlten Löhne
möglich. 

lic. iur. Thomas Pleuler
Rechtsanwalt

Leiter Abteilung 
Ausländer/Gewerbe 
Amt für Wirtschaft 
Kanton St.Gallen
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Das Gegen-
darstellungsrecht
In Ihrem Leibblatt, das auch alle Ihre Bekannten und/oder Ihre wichtigsten
Kunden lesen, erscheint ein Artikel, der Ihnen unseriöse Geschäftspraktiken
vorwirft oder der Sie beschuldigt, in Nachbars Garten einen Baum, 
der Ihnen allzu viel Schatten gespendet haben soll, gefällt zu haben. 
Eine unerfreuliche Situation für Sie: Ihr Telefon läutet Sturm. Es werden
Ihnen Aufträge gekündigt. Empörte Nachbarn grüssen Sie nicht mehr. 
Was tun?

Persönlichkeitsschutz 
im Allgemeinen
Jedem Menschen stehen kraft
seiner Eigenschaft als Mensch
bestimmte Persönlichkeitsgüter
zu: Leben, physische, psychi-
sche und moralische Integrität,
Privat- und Geheimsphäre, Ehre,
Freiheit und anderes mehr. 
Wer in solchen Persönlichkeits-
gütern widerrechtlich verletzt
wird, kann nach Art. 28 Abs. 1
des Zivilgesetzbuches (ZGB) zu
seinem Schutz gegen jeden, der

an der Verletzung mitwirkt, das
Gericht anrufen und beantra-
gen, 
1. eine drohende Verletzung zu

verbieten,
2. eine bestehende Verletzung

zu beseitigen und
3. die Widerrechtlichkeit einer

Verletzung festzustellen,
wenn sich diese weiterhin
störend auswirkt.

Ferner kann verlangt werden,
dass eine Berichtigung oder das
Urteil Dritten mitgeteilt oder

veröffentlicht wird. Möglich
bleiben sodann Klagen auf
Schadenersatz, auf Genugtuung
sowie auf Herausgabe eines all-
fälligen vom Verletzer erzielten
unrechtmässigen Gewinns (Art.
28a ZGB).

Problem der Zeitdauer
Ein ordentlicher Prozess im be-
schriebenen Sinn kann lange,
allenfalls jahrelang dauern, zu-
mal wenn das erstinstanzliche
Urteil weitergezogen wird. Eine
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erst nach Jahren erstrittene Be-
seitigung einer Störung in den
persönlichen Verhältnissen bringt
der verletzten Person oft nicht
mehr viel; letztlich gilt, dass 
«… eine zu spät kommende
Entscheidung nur falsch sein
kann» (Horst Sendler).

Vorsorgliche Massnahmen
Das Gesetz trägt dem in ver-
schiedener Hinsicht Rechnung.
Wer glaubhaft macht, dass er in
seiner Persönlichkeit wider-
rechtlich verletzt ist oder eine
solche Verletzung befürchten
muss, und dass ihm daraus ein
nicht leicht wieder gutzuma-
chender Nachteil droht, kann die
Anordnung vorsorglicher Mass-

nahmen verlangen.
Das Gericht kann ins-
besondere die Verlet-
zung vorsorglich ver-
bieten oder beseitigen
sowie die notwendigen
Massnahmen ergreifen,

um Beweise zu sichern (Art. 28c
Abs. 1 und 2 ZGB).

Sondersituation 
gegenüber Medien
Eine (behauptete) Persönlich-
keitsverletzung durch perio-
disch erscheinende Medien kann
das Gericht nach ausdrück-
lichem Gesetzeswortlaut jedoch
nur dann vorsorglich verbieten
oder beseitigen, wenn sie einen
besonders schweren Nachteil
verursachen kann, offensicht-
lich kein Rechtfertigungsgrund

vorliegt und die Massnahme
nicht unverhältnismässig er-
scheint (Art. 28c Abs. 3 ZGB).
Dass vorsorgliche Massnahmen
gegenüber periodisch erschei-
nenden Medien noch 
besonderen Einschränkungen
unterliegen, mag angesichts der
gravierenden Auswirkungen 
einer durch Massenmedien zu-
gefügten oder drohenden Per-
sönlichkeitsverletzung auf den
ersten Blick erstaunen. Aber:
Zum einen ist die Medien-
freiheit verfassungsrechtlich ge-
währleistet und Zensur aus-
drücklich verboten (Art. 17 BV),
so dass Eingriffe an enge Gren-
zen gebunden werden müssen.
Und zum anderen sieht das Recht
für bereits geschehene (behaup-
tete) Persönlichkeitsverletzun-
gen durch periodische Medien
einen besonderen, rasch wirk-
samen Behelf vor: das Gegen-
darstellungsrecht.

Gegendarstellungsrecht
Wer durch Behauptungen in 
einem periodisch erscheinenden
Medium in seiner Persönlichkeit
berührt worden ist, hat ein er-
hebliches Interesse daran, den
ihn störenden Ausführungen so
rasch als möglich eine eigene
Darstellung entgegenzusetzen,
die möglichst vom gleichen Le-
ser-, Zuhörer- oder Zuschauer-
kreis wahrgenommen wird. Die-
sem Interesse trägt Art. 28g ZGB
Rechnung, dessen Absatz 1 lau-
tet: 

«Wer durch Tatsachendarstel-
lungen in periodisch erschei-
nenden Medien, insbesondere
Presse, Radio und Fernsehen,
in seiner Persönlichkeit un-
mittelbar betroffen ist, hat 
Anspruch auf Gegendarstel-
lung.»
Die Voraussetzungen im Einzel-
nen sind die Folgenden:

Tatsachendarstellungen
Darunter fallen Vorgänge, die
sich in der Wirklichkeit ereignen
und objektiver Feststellung (Be-
obachtung, Beweisführung) zu-
gänglich sind. Dies trifft zu für
die eingangs dieses Beitrags ge-
nannten Beispiele. Dagegen gel-
ten blosse Meinungen, Kommen-
tare oder Werturteile nicht als
Tatsachenbehauptungen. Wenn
also ein Redaktor Äusserungen
eines Politikers wahrheitsgetreu
wiedergibt, sie in einem Kom-
mentar aber als «unsozial» be-
zeichnet, liegt keine Tatsachen-
behauptung vor.

Periodisch erscheinende 
Medien
Die strittige Darstellung muss in
einem periodisch erscheinenden
Medium verbreitet worden sein.
Darunter fallen Zeitungen, Zeit-
schriften, Radio- und Fernseh-
sendungen, aber wohl auch das
Internet. Nicht erfasst sind ein-
malige Werke (ein Spielfilm, ein
Roman) sowie Texte, die sich
nicht an die Öffentlichkeit rich-
ten und ihr nicht zugänglich sind.

«… in seiner Persönlichkeit
unmittelbar betroffen …»
Die behauptete Tatsache muss
die Persönlichkeit – d.h. eines
oder mehrere der oben darge-
stellten Persönlichkeitsgüter –
des Betroffenen berühren, bei-
spielsweise indem es ihn – mit
oder ohne sachlichen Grund –
öffentlich in seinem beruflichen
oder sozialen Ansehen beein-
trächtigt  oder ihn sonstwie in
persönlicher Hinsicht in ein un-
günstiges Licht stellt. Vorausge-
setzt ist unmittelbare Betroffen-
heit. Persönliche Zurechenbar-

Eine Gegendarstellung ist
nicht ein Mittel allgemeiner
Selbstdarstellung des Be-
troffenen oder sachfremder
Ausführungen. 
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Dr. Christoph Rohner
Rechtsanwalt

St.Gallen

keit genügt; nicht unmittelbar
betroffen ist jemand hingegen,
wenn lediglich ein Berufsstand
kritisiert wird, dem er seiner-
seits angehört.

Ausnahme: Öffentliche 
Verhandlungen
Kein Anspruch auf Gegendar-
stellung besteht, wenn über öf-
fentliche Verhandlungen einer
Behörde wahrheitsgetreu be-
richtet wurde und die betroffe-
ne Person an den Verhandlun-
gen teilgenommen hat (Art. 28g
Abs. 2 ZGB).

Form und Inhalt der
Gegendarstellung
Sind die vorstehenden Voraus-
setzungen gegeben, hat die be-
troffene Person als Rechtsfolge
Anspruch auf Gegendarstellung.
Nach Art. 28h Abs. 1 ZGB ist der
Text der Gegendarstellung «in
knapper Form auf den Gegen-
stand der beanstandeten Dar-
stellung zu beschränken». Ver-
langt wird also eine konzise, im
Umfang kurze und im Inhalt
tatsachenbezogene Gegendar-
stellung. Es gilt der Grundsatz
«Tatsachen gegen Tatsachen».
Eine Gegendarstellung ist nicht
ein Mittel allgemeiner Selbst-
darstellung des Betroffenen oder
sachfremder Ausführungen. Sie
kann zudem verweigert wer-
den, wenn sie offensichtlich un-
richtig ist oder wenn sie gegen
das Recht oder die guten Sitten
verstösst (Art. 28h Abs. 2 ZGB).

Verfahren
Die betroffene Person muss den
Text der Gegendarstellung innert
20 Tagen, nachdem sie von der
beanstandeten Tatsachendar-
stellung Kenntnis erhalten hat,
spätestens jedoch drei Monate
nach deren Verbreitung schrift-
lich an das Medienunternehmen
absenden. Das Unternehmen
teilt dem Betroffenen unverzüg-
lich mit, wann es die Gegendar-
stellung veröffentlicht oder wes-
halb es sie zurückweist (Art. 28i
ZGB). Nach Art. 28k ZGB ist 
die Gegendarstellung sobald als

möglich zu veröffentlichen, und
zwar so, dass sie den gleichen
Personenkreis wie die beanstan-
dete Tatsachendarstellung er-
reicht. Die Platzierung der
Gegendarstellung soll daher an
sinngemäss gleicher Stelle (Zei-
tungsbund, Sendegefäss usw.)
wie die Ausgangsmeldung er-
scheinen, wobei im Einzelnen
aber strittig ist, ob und inwie-
weit Details der Darstellungs-
weise, Schriftgrösse u.a.m. rich-
terlich angeordnet werden dür-
fen. Zusammenfassend lässt sich 
sagen, dass dem Medienunter-
nehmen in darstellerischer Hin-
sicht ein gewisser Ermessens-
spielraum gewahrt bleibt (der in
der Regel auch ausgenützt
wird). 
Die Gegendarstellung ist als sol-
che zu kennzeichnen. Die Ver-
wendung eines anderen Titels
(wie: Richtigstellung o.ä.) kann
nicht verlangt werden. Sie ist
namentlich zu zeichnen. – Ein
Recht auf Replik des Medien-
unternehmens besteht nur be-
grenzt; es darf der Gegendar-
stellung nur die Erklärung bei-
fügen, ob es an seiner Tatsachen-
feststellung festhält oder auf
welche Quellen es sich stützt
(Art. 28k Abs. 2 ZGB). 
Die Veröffentlichung der Gegen-
darstellung hat kostenlos zu er-
folgen (Art. 28k Abs. 3 ZGB).

Anrufung des Gerichts
Verhindert das Medienunterneh-
men die Ausübung des Gegen-
darstellungsrechts, verweigert
es die Gegendarstellung oder
veröffentlicht es diese nicht kor-
rekt, so kann der Betroffene das
Gericht anrufen (Art. 28 l Abs. 1
ZGB). Zuständig für die Beurtei-
lung der Klage ist das Gericht
am Wohnsitz des Klägers oder
des Beklagten. Das Gericht hat
kraft Bundesrechts unverzüg-
lich aufgrund der verfügbaren
Beweismittel zu entscheiden.
Rechtsmittel haben keine auf-
schiebende Wirkung. Im Kan-
ton St.Gallen wird der Rechts-
streit um das Gegendarstellungs-
recht im summarischen Verfah-

ren geführt, das einen raschen
Entscheid ohne grosse Forma-
litäten gewährleistet (vgl. An-
hang 1 zur Zivilprozessverord-
nung; Ziff. 14). Erstinstanzlich
zuständig ist der Kreisgerichts-
präsident (Art. 7 lit. b ZPO);
denkbar ist allenfalls die Zustän-
digkeit des Handelsgerichtsprä-
sidenten, wenn ein Rechtsstreit
in der Sache selbst in die beson-
dere Zuständigkeit des Handels-
gerichts fiele.

Würdigung
Das Gegendarstellungsrecht gibt
Personen, die durch Tatsachen-
behauptungen in Medien in 
ihren Persönlichkeitsgütern be-
troffen worden sind, eine taugli-
che Handhabe zu rascher, wirk-
samer Gegenwehr. Dass eine
Gegendarstellung letztlich nicht
immer alle Personen, welche die
Ausgangsmeldung vernommen
haben, zu erreichen vermag und
das Medienunternehmen ein
gewisses Ermessen bei der Auf-
machung der Gegendarstellung
hat, disqualifiziert dieses Mittel
nicht. Seine Unvollkommenhei-
ten sind in einer Verfassungs-
ordnung, welche die Medien-
freiheit gewährleistet,
letztlich systembedingt.
Die Möglichkeit rascher
Gegenwehr in Form 
einer Gegenbehauptung
ermöglicht dem Betrof-
fenen zumindest ein
vergleichbares Echo wie der
Ausgangsmeldung, womit in der
öffentlichen Wahrnehmung ein
gewisses Gleichgewicht wieder
hergestellt werden kann, zumal
der Titel «Gegendarstellung» in
der Regel schon für sich einen
Lese- und Aufmerksamkeitsan-
reiz bewirkt. Welche Darstel-
lung dann letztlich zutrifft, lässt
sich nicht auf dem Wege der
Gegendarstellung, sondern –
falls denn nötig – nur in einem
gerichtlichen Verfahren klären.
Letztlich bleibt die Hoffnung,
dass die Medien und die Me-
dienschaffenden ihre immense
Macht nach bestem Wissen und
Gewissen ausüben. ■

Die Platzierung der Gegen-
darstellung soll an sinn-
gemäss gleicher Stelle 
wie die Ausgangsmeldung
erscheinen.
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Geldschulden werden nicht immer freiwillig 
bezahlt, sei es weil der Schuldner nicht bezahlen
will oder nicht bezahlen kann. Wie kommt der
Gläubiger zu seinem Geld? Ein Zahlungsbefehl
flattert ins Haus, der Empfänger wird betrieben.
Soll er sich dagegen wehren und wie? Das
Schuldbetreibungs- und Konkursrecht regelt das
Verfahren.

Glücklicherweise werden die
meisten Geldschulden freiwillig
bezahlt. Unser Recht basiert auf
der Vertragstreue. Tagtäglich be-
zahlen wir ohne weiteres Rech-
nungen wie Miete und Versi-
cherungsprämien. Wir erhalten
den Lohn oder die Rente und
Kunden bezahlen Rechnungen
anstandslos.
Trotzdem werden Geldschulden
hie und da, bei schlechterer

Konjunkturlage auch vermehrt,
nicht freiwillig bezahlt. Sei es
aus Vergesslichkeit, Gleichgül-
tigkeit, Unordentlichkeit, Zah-
lungsunwilligkeit, Zahlungsun-
fähigkeit. Weil die Selbsthilfe in
einem geordneten Rechtsstaat
nicht in Frage kommen kann,
muss der Staat bei der Schul-
deneintreibung behilflich sein.
Der Staat regelt die Zwangsvoll-
streckung von Geldforderungen

im Schuldbetreibungs- und Kon-
kursgesetz (SchKG). In rechts-
geschichtlichen Frühstufen be-
zahlte der wortbrüchige Schuld-
ner mit seinem Leben oder mit
seiner Freiheit und büsste seine
bürgerliche Ehre ein. Die Ein-
sperrung in den Schuldnerturm
ist vor nicht allzu langer Zeit 
abgeschafft worden. Die alte
Bundesverfassung von 1874 er-
innerte mit Art. 59 noch daran:
«Der Schuldverhaft ist ab-
geschafft.» Der Gläubiger
konnte, unter Vorschies-
sung der entstehenden
Kosten, den Schuldner
auf begrenzte Zeit in den
Schuldnerturm einsperren las-
sen. Heute haftet der Schuldner
nicht mehr mit seiner Person,
nur mit seinem Vermögen. Die
Betreibung ist eine Weiterent-
wicklung, die in die Geschichte

Aufgepasst: Eine
Mahnung unterbricht
die Verjährung nicht.

Rechnung,
Betreibung…! 
Was nun?

Rechnung,
Betreibung…! 
Was nun?
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der Zwangsvollstreckung passt.
Das SchKG ist letztmals auf den
1. Januar 1997 umfassend den
heutigen Bedürfnissen ange-
passt worden. Trotzdem haftet
einer Pfändung oder dem Kon-
kurs bekanntlich noch heute 
eine gewisse Ehrenrührigkeit
an. Auch wird das Betreibungs-
register rege benutzt, um Auf-
schluss über die Zahlungsmoral
des zukünftigen Geschäftspart-
ners, des Kunden oder des 
neuen Mieters zu erhalten.

Mahnung
In der Regel flattert eine Mah-
nung ins Haus, bevor betrieben
wird. Eine wirkungsvolle Mah-
nung verhindert eine Betrei-
bung. Sind weder Zahlungster-
min noch Verfalltag bestimmt,
ist eine Mahnung Voraussetzung,
damit der Schuldner weiss, dass
er seine Zahlungspflicht nicht
erfüllt hat. Aufgepasst: Eine
Mahnung unterbricht die Ver-
jährung nicht. Will der Gläu-
biger die Verjährung hinaus-
schieben, muss er, sofern keine

Schuldanerkennung vorliegt,
die Betreibung oder eine ge-
richtliche Klage einleiten.
Wie weiter, wenn nach Ab-

lauf des Verfall-
tags, nach Ab-
lauf der Zah-

lungsfrist kei-
ne Zahlung
eintrifft? Als

Erstes sollte sich der
Gläubiger zur Zahlungs-

fähigkeit des Schuldners 
Gedanken machen. Helfen
kann ein Auszug aus dem
Betreibungsregister. Liegen
gegen den Schuldner bereits
Betreibungen vor, muss sich
der Gläubiger ernsthaft die
Frage stellen, ob er zusätz-
lich Auslagen für ein Be-
treibungs- oder Gerichts-
verfahren riskieren will. 

Betreibungsverfahren
oder Klageweg?
Bei unbestrittenen Forde-

rungen ist das Betrei-
bungsverfahren grund-

sätzlich der einfachere Weg. Im
besten Fall genügt die Einlei-
tung der Betreibung und der
säumige Schuldner bezahlt nach
Eingang des Zahlungsbefehls. Ist
jedoch anzunehmen, der Betrie-
bene werde sich gegen die Be-
treibung wehren, sei es, weil er
mit der Rechnung nicht einver-
standen ist, sei es, dass er die
Schuld überhaupt bestreitet,
führt die Betreibung alleine
nicht sicher zum Ziel. Es ist zu
klären, ob sinnvollerweise zu-
erst der Weg der gerichtlichen
Klage beschritten werden soll.
Entscheidend ist der Forde-
rungstitel. Denn, im Betrei-
bungsverfahren sind verschie-
dene Sicherungen zum Schutz
des Betriebenen eingebaut. Dies
ist nötig, denn jedermann kann
ohne weiteres – auch grundlos –
eine beliebige Person betreiben.
Nachdem der Gläubiger beim
Betreibungsamt am Wohnort
des Schuldners (Betriebenen)
ein Betreibungsbegehren einge-
reicht hat, stellt dieses dem Be-
triebenen einen Zahlungsbefehl
zu. Der Betriebene wird darin
aufgefordert, die betriebene
Summe und die Betreibungsko-
sten innert 20 Tagen zu bezah-
len oder innert 10 Tagen Rechts-
vorschlag zu erheben. Dem Be-
triebenen stehen somit drei
Möglichkeiten offen:
1. Er bezahlt die geforderte
Summe und die Betreibungs-
kosten und beendet so das Be-
treibungsverfahren.
2. Er erhebt innert 10 Tagen
Rechtsvorschlag. Das heisst, er
erklärt gegenüber dem Betrei-
bungsamt, dass er die Forderung
oder einen Teil davon bestreitet.
Der Rechtsvorschlag bringt die
Betreibung zum Stillstand. Weil
der Rechtsvorschlag nicht be-
gründet werden muss, wird er
von manchen Schuldnern be-
nutzt, um Zeit zu gewinnen. Für
Ausnahmefälle, wie bei der
Wechselbetreibung oder bei der
Betreibung aufgrund eines Kon-
kursverlustscheins, bestehen ab-
weichende Regelungen. Die
Möglichkeit, Rechtsvorschlag zu

erheben, ist eine erste Siche-
rung für den Betriebenen.
3. Er reagiert überhaupt
nicht. Der Gläubiger kann nach
Ablauf der Zahlungsfrist die
Fortsetzung der Betreibung ver-
langen, und zwar ungeachtet,
ob zu Recht betrieben wird. Mit
dem Fortsetzungsbegehren lei-
tet der Gläubiger die Pfändung
oder den Konkurs ein.

Rechtsöffnungsverfahren
Erhebt der Betriebene fristge-
recht Rechtsvorschlag, wird der
Gläubiger gezwungen, den An-
spruch vom Richter überprüfen
zu lassen. Innerhalb eines Jah-
res seit Zustellung des Zahlungs-
befehls muss das Rechtsöffnungs-
gesuch schriftlich und zusam-
men mit den Beweisurkunden
beim Gericht am Betreibungsort
eingereicht werden. Rechtsöff-
nung wird bewilligt, sofern der
Gläubiger einen Rechtsöffnungs-
titel, d.h. eine Schuldanerken-
nung, eine öffentliche Urkunde
oder ein rechtskräftiges Urteil
besitzt. Beim Rechtsöffnungs-
verfahren handelt es sich um
ein schnelles, ein sogenanntes
summarisches Verfahren. Der
Richter prüft lediglich, ob ein
Rechtsöffnungstitel vorliegt. Er
nimmt nur nebenbei Stellung
zur Frage, ob die Forderung tat-
sächlich ausgewiesen ist.
● Verfügt der Gläubiger über

ein Urteil oder einen gericht-
lichen Vergleich, kann er 
die definitive Rechtsöffnung
verlangen. Der Schuldner
kann einwenden, dass die
Forderung verjährt ist oder
beweisen, dass die Schuld be-
zahlt wurde. Kann er dies
nicht, gewährt der Richter
definitive Rechtsöffnung. Die
Betreibung kann vom Gläu-
biger fortgesetzt werden.

● Verfügt der Gläubiger über
eine private Schuldanerken-
nung oder über einen Ver-
trag – wobei er seiner Ver-
tragspflicht nachgekommen
sein muss – kann er die 
provisorische Rechtsöffnung
verlangen. Einreden des Be-
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lic.iur. HSG 
Hedi Mérillat-Holenstein

Rechtsanwältin
Flawil und Lichtensteig

triebenen sind auch hier zu-
lässig, wenn er glaubhaft
nachweisen kann, dass die
Forderung nicht besteht, weil
sie verjährt ist, bezahlt wurde
oder weil die Gegenleistung
nicht erbracht worden ist.
Wird die provisorische Rechts-
öffnung bewilligt, kann der
Gläubiger die provisorische
Pfändung oder je nach Per-
son des Schuldners die Auf-
nahme des Güterverzeichnis-
ses verlangen.

Aberkennungsklage
Dem im provisorischen Rechts-
öffnungsverfahren unterlege-
nen Betriebenen steht eine
zweite Sicherung zur Verfü-
gung. Mit einer fristgerechten
Aberkennungsklage kann er die
Fortführung der Betreibung hi-
nausschieben oder verhindern.
Mit dieser Klage kann der Be-
triebene im ordentlichen Prozess
vom Richter verlangen, dass der
zu seinen Ungunsten ausgefalle-
ne Rechtsöffnungsentscheid auf-
zuheben sei, also die Forderung,
wofür die provisorische Rechts-
öffnung erteilt worden war, ab-
zuerkennen sei. Dieses Verfah-
ren gibt dem Betriebenen die
Möglichkeit, dem Gericht zu 
beweisen, dass die Forderung,
wofür er betrieben wird, nicht 
besteht. Wird die Aberkennungs-
klage gutgeheissen, ist die Be-
treibung endgültig erledigt.
Unterlässt der Betriebene die Ab-
erkennungsklage oder wird sie
abgewiesen, so wird die Rechts-

öffnung definitiv. Der Gläubiger
kann die Betreibung fortsetzen.

Klageverfahren
Wird die Rechtsöffnung vom
Richter verweigert, muss der
Gläubiger, wie im Fall, wo er
zum Voraus damit rechnen muss,
dass der Schuldner die Rech-
nung oder Forderung bestreitet,
den Klageweg, also den ordent-
lichen Prozessweg nach dem
kantonalen Zivilprozessrecht be-
schreiten. Der Gläubiger wird
vom Richter verlangen, dass
gleichzeitig die definitive Rechts-
öffnung bewilligt wird. Nach
St.Gallischem Recht hat der
Gläubiger als Erstes den Vermitt-
ler anzurufen. Kommt es dort
zu keiner Einigung, ist die Klage
beim Gericht einzureichen.

Fortsetzung der Betreibung
Will der Gläubiger die Betreibung
fortsetzen, hat er innert einem
Jahr seit Zustellung des Zah-
lungsbefehls beim Betreibungs-
amt am Wohnort des Schuld-
ners (Betriebenen) ein Begeh-
ren um Fortsetzung der Be-
treibung einzureichen. Das Be-
treibungsamt entscheidet, ob 
die Betreibung auf Pfändung,
Pfandverwertung oder Konkurs
weitergeführt wird. Das SchKG
regelt auch diese Verfahren.

Aufhebung der Betreibung
In jedem Stadium der Betrei-
bung hat der Betriebene eine
weitere Sicherungsmöglich-
keit. Kann er beweisen, dass

die Schuld nicht besteht oder
samt Zinsen bezahlt ist, kann er
jederzeit beim Richter die Ein-
stellung oder Aufhebung der
Betreibung verlangen.

Rückforderungsklage
Hat der Betriebene zu Unrecht
bezahlt, steht ihm mit der Rück-
forderungsklage eine letzte Si-
cherung zur Verfügung. Wäh-
rend einem Jahr seit der Bezah-
lung kann der Betriebene über
das Gericht die Summe zurück-
fordern, sofern er beweisen
kann, dass er eine Nichtschuld
bezahlt hat. Zum Zug kommt
dieses Verfahren, wenn der Be-
triebene irrtümlicherweise ver-
passt hat, Rechtsvorschlag zu er-
heben oder wenn der Rechts-
vorschlag beseitigt wurde. In
diesem Verfahren setzt sich das
Gericht, anders als im Rechts-
öffnungsverfahren, mit der Fra-
ge des Bestandes der Forderung
vertieft auseinander.

Fazit
Gerade weil eine Betreibung
ohne weiteres gegen jede belie-
bige Person eingeleitet werden
kann, sind ein geordnetes Be-
treibungsverfahren und wir-
kungsvolle Sicherungen zwin-
gend. Die Eintreibung einer
Geldforderung mit staatlicher
Hilfe weist einige Klippen auf –
auch für den zu Unrecht Be-
triebenen – die jedoch mit
Kenntnissen aus dem Schuld-
betreibungs- und Konkursrecht
umschifft werden können. ■
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Oft erteilen Bankkontoinhaber einer ihnen nahestehenden Person eine 
Vollmacht, welche über den Tod hinaus gültig sein soll. Wer jedoch darauf
vertraut, dass nach dem Tod des Kontoinhabers die Bank gestützt darauf
Vermögenswerte herausgibt, kann unliebsame Überraschungen erleben.
Weshalb den Banken solche Vollmachten in der Regel nicht genügen und
welche Alternativmassnahmen ergriffen werden können, wird im nach-
folgenden Beitrag anhand eines Beispiels beschrieben.

Ausgangslage (Beispiel)
M ist verheiratet mit F. Kinder
sind keine da. Die Eltern von M
leben noch. Das ganze Vermögen
der Eheleute besteht aus Erspar-
nissen, welche aus dem Arbeits-
erwerb von M während der Ehe
herrühren. Diese Ersparnisse
befinden sich auf einem Bank-
konto, das auf M lautet. M hat
seiner Ehefrau F eine Banken-
vollmacht eingeräumt, welche
ausdrücklich «über den Tod
hinaus» Gültigkeit haben soll.
M und F glauben F dadurch ge-
nügend abgesichert, um im Fal-
le des plötzlichen Ablebens von

M auf dessen Bankkonto zugrei-
fen zu können.
Nach dem Ableben von M wei-
gert sich aber die Bank, F ge-
stützt auf die Bankenvollmacht
Vermögenswerte herauszugeben. 

Weshalb können sich 
Banken weigern, gestützt
auf eine Bankenvollmacht
des Verstorbenen dessen
Vermögenswerte heraus-
zugeben?
Was ist eigentlich eine Voll-
macht?
Grundsätzlich kann jede Person
nur für sich selber handeln. Aus-

nahmsweise ist es möglich, dass
eine Person handelt, die Rechts-
wirkungen ihres Handelns aber
bei einer anderen Person ein-
treten (Vertretungsverhältnis).
Dies ist regelmässig nur mög-
lich, wenn eine spezielle Er-
mächtigung vorliegt. Diese kann
sich aus dem Gesetz selber er-
geben, entweder unmittelbar
(z.B. für die Eltern eines un-
mündigen Kindes, Art. 304 ZGB)
oder mittelbar (z.B. Vormund,
Art. 368 ff. ZGB) oder auch auf
der Stellung als Organ einer ju-
ristischen Gesellschaft beruhen
(Art. 55 ZGB). Schliesslich kann

Was ist eine
Bankenvollmacht
im Erbfall wert?

Was ist eine
Bankenvollmacht
im Erbfall wert?
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lic. iur. Markus Büchi
Rechtsanwalt

Wil SG

die Vertretungsmacht auch ge-
willkürt sein. Eine solche, durch
Rechtsgeschäft erteilte Ermäch-
tigung zur Stellvertretung wird
Vollmacht genannt. Beispiels-
weise wird der Anwalt aufgrund
eines ihm erteilten Auftrags er-
mächtigt, für den Mandanten zu
handeln.

Kann eine Vollmacht über
den Tod hinaus gültig sein?
Das Gesetz sieht als Grundsatz
vor, dass eine Vollmacht mit dem
Tod des Vollmachtgebers er-
lischt. Jedoch hält es in Art. 35
Abs. 1 OR ausdrücklich fest, dass
auch das Gegenteil vereinbart
werden kann. Es ist mithin nach
dem klaren Wortlaut des Geset-
zes zulässig, eine Ermächtigung
zur Stellvertretung zu erteilen,
welche über den Tod hinaus
gültig ist.

Wann erben die Erben?
Die schweizerische Rechtsord-
nung geht von der Vorstellung
aus, dass das Vermögen des Erb-
lassers bei dessen Tod automa-
tisch und nahtlos ins Eigentum
der Erben übergeht (Aktiven
und Passiven). Dies gilt selbst
dann, wenn noch gar nicht fest-
steht, wer überhaupt Erbe ist,
beispielsweise wenn ein Testa-
ment vorhanden ist, welches an-
gefochten wird. Diesfalls werden
die später festgestellten Erben
rückwirkend auf den Todes-
zeitpunkt Eigentümer des Nach-
lasses.
Sind mehrere Erben vorhanden,
geht das Eigentum am Nachlass
über auf die Gemeinschaft aller
Erben zu gesamter Hand (so-
genannte Gesamthandgemein-
schaft). In der Erbengemein-
schaft gilt das Prinzip der Ein-
stimmigkeit (Art. 602 Abs. 2
ZGB). Verweigert auch nur ein
einziger Erbe seine Zustimmung,
ist eine Verfügung über zum
Nachlass gehörende Vermögens-
werte nicht möglich. Können
sich also die Erben nicht eini-
gen, sind die zum Nachlass ge-
hörenden Vermögenswerte blo-
ckiert. Als Ausweg verbleibt dem

einzelnen Erben die Möglich-
keit, auf Teilung der Erbschaft
zu klagen (Art. 604 ZGB). Bis
zum rechtskräftigen Urteil kön-
nen jedoch Jahre vergehen.

Fazit
Das Problem der Bank kann
nicht darin bestehen, dass die
Vollmacht mit dem Tod erlischt.
Es ist zulässig, eine über den Tod
hinaus gültige Vollmacht zu er-
teilen.
Für die Bank heikel ist aber,
dass die Vollmacht das Recht zur
Vertretung des Erblassers be-
inhaltet, dass der Nachlass nach
dessen Tod aber nicht mehr im
Eigentum des Erblasser steht,
sondern im Eigentum der Er-
bengemeinschaft. Die Erbenge-
meinschaft ist als Rechtsnach-
folgerin ab dem Zeitpunkt des
Todes wirtschaftlich berechtigt
an allen Vermögenswerten, wel-
che zum Nachlass gehören. Sie
allein kann bestimmen, was mit
dem Nachlass geschieht. Zwar
tritt die Erbengemeinschaft in
die Rechtsstellung des Erblassers
ein, doch sind deren Interessen
nicht identisch mit denjenigen
des Erblassers. Es besteht keine
Gewähr, dass das Rechtsgeschäft,
welches die Grundlage zur Er-
teilung der Vertretungsbefugnis
bildete, ebenfalls über den Tod
des Erblassers hinaus wirksam
ist, d.h. dass die Vollmacht nicht
erloschen ist. Die Erbengemein-
schaft kann die vom Erblasser
erteilte Vollmacht auch jederzeit
widerrufen.
Gibt die Bank im Wissen um das
Ableben des Kontoinhabers ein-
zig gestützt auf eine Bankvoll-
macht des Verstorbenen dessen
Vermögenswerte heraus, riskiert
sie, dass dies mit den Interessen
der Erbengemeinschaft nicht 
im Einklang steht. Entsteht der
Erbengemeinschaft dadurch ein
Schaden, kann die Bank scha-
denersatzpflichtig werden.
Deshalb gibt die Bank in der 
Regel keine Vermögenswerte
heraus, ohne dass alle Erben 
zustimmen. Um feststellen zu
können, wer zur Erbengemein-

schaft gehört, verlangt die Bank
regelmässig eine Erbbescheini-
gung (Art. 559 ZGB). Diese wird
auf Verlangen eines Erben von
der zuständigen Behörde am
letzten Wohnsitz des Erblassers
ausgestellt (SG: Amtsnotariat)
und hält die Namen und Adres-
sen der Personen fest, die als Er-
ben anerkannt sind. Damit und
mit der Einwilligung aller Erben
kann dann die Auszahlung er-
folgen.
Im Beispiel müsste F somit eine
Erbbescheinigung einholen. Da-
raus wäre ersichtlich, dass sie
mit einer Quote von 3/4 an der
Erbengemeinschaft beteiligt ist
und die Eltern von M zusam-
men mit 1/4. F müsste also auch
die Zustimmung der Eltern von
M einholen, um Bezüge ab dem
Konto von M tätigen zu kön-
nen.

Alternativen
Es bestehen Möglichkeiten, F für
den Fall des plötzlichen Able-
bens von M finanziell besser ab-
zusichern als mit einer Banken-
vollmacht. Nachfolgend werden
einige dieser Möglichkeiten he-
rausgegriffen. 

Darlehen an F
F könnte ein eigenes Konto er-
öffnen. M könnte ihr ein Dar-
lehen gewähren und den Be-
trag auf ihr Konto überweisen.
Dadurch gehen die
Vermögenswerte ins
Eigentum von F über
und nur die Rück-
forderung fällt in den
Nachlass. Diese Rückforderung
kann F gegenüber der Erben-
gemeinschaft verrechnen mit
ihren Erbansprüchen.

Ehevertragliche Regelungen
Volle Vorschlagszuweisung
Durch den Tod wird die Ehe
aufgelöst. Bei verheirateten Erb-
lassern, welche unter dem Gü-
terstand der Errungenschafts-
beteiligung leben, ist vorab eine
güterrechtliche Auseinanderset-
zung vorzunehmen, damit der
Nachlass bestimmt werden kann.

Die Erbengemeinschaft allein
kann bestimmen, was mit
dem Nachlass geschieht.
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Das Gesetz sieht eine Möglich-
keit vor, die Nachlassplanung
zugunsten des überlebenden
Ehegatten bereits auf dieser 
Stufe zu beginnen. An den Erb-
quoten selber wird dadurch
nichts verändert, doch kann zu-
gunsten des überlebenden Ehe-
gatten die Höhe des Nachlasses
verkleinert werden, im Extrem-
fall bis auf Null.
Unterstehen die Ehegatten dem
ordentlichen Güterstand der Er-
rungenschaftsbeteiligung, kön-
nen sie eine andere Vorschlags-
beteiligung vereinbaren als die
vom Gesetz vorgesehene hälfti-
ge, sofern dadurch die Pflicht-
teilsansprüche der nichtgemein-
samen Kinder nicht beeinträch-
tigt werden (Art. 216 ZGB).
Im Beispiel könnten M und F 
einen Ehevertrag schliessen und
darin vereinbaren, dass im Falle
der Auflösung der Ehe durch
Tod eines Ehegatten dem ande-
ren Ehegatten der volle Vor-
schlag zugewiesen wird. Da das
Vermögen von M ausschliesslich
aus Errungenschaft besteht, ge-
langt so das ganze Vermögen
von M bereits kraft Güterrecht
ins Eigentum von F. Eine er-
brechtliche Auseinandersetzung
erübrigt sich.

Gütertrennung
M und F könnten auch ehe-
vertraglich den Güterstand der
Gütertrennung vereinbaren. Da-
durch wird die güterrechtliche
Auseinandersetzung vorgezo-
gen, und F erlangt bereits heute
Eigentum an der hälftigen Er-
rungenschaft von M. Über 
dieses Eigentum kann sie frei
verfügen.

Erbvertrag oder Testament
Auch mittels letztwilliger Ver-
fügung (Testament, öffentliche
letztwillige Verfügung oder Erb-
vertrag) kann die Situation von
F verbessert werden.

Auflagen und Bedingungen/
Pflichtteil
Die Erbfolge ist gesetzlich fest-
gelegt. Nur einige dieser gesetz-

lichen Erben (Ehegatte, Nach-
kommen und Eltern) können in
der Erbfolge nicht übergangen
werden. Ihr gesetzlicher Erbteil
kann aber auf den Pflichtteil re-
duziert werden. Der nicht durch
Pflichtteile gebundene Teil des
Nachlasses, die sogenannte ver-
fügbare Quote, kann vom Er-
blasser nach Belieben zuge-
wendet werden (andere Erben
können eingesetzt werden, Ver-
mächtnisse können ausgerichtet
werden usw.). Die Zuwendung
dieser verfügbaren Quote kann
auch mit Auflagen und Bedin-
gungen verknüpft werden (Art.
482 ZGB).
Im Beispiel könnte M in einem
Testament festlegen, dass die 
Eltern auf den Pflichtteil gesetzt
werden, falls sie gewisse Auf-
lagen und Bedingungen zu-
gunsten von F nicht erfüllen.

Zuweisung einzelner 
Nachlassgegenstände 
(Teilungsvorschrift)
Um Auseinandersetzungen über
die Zuteilung einzelner, zum
Nachlass gehörender Vermögens-
werte zu vermeiden, steht es

dem Erblasser frei, diesbezüg-
liche Vorschriften zu erlassen
(Teilungsvorschrift).
M könnte letztwillig verfügen,
dass F selber bestimmen kann,
welche zum Nachlass gehören-
de Vermögenswerte sie in An-
rechnung an ihren Erbteil zu 
Eigentum übernehmen will.

Erbauskauf/Erbverzicht
Die gesetzlichen Erben können
bereits zu Lebzeiten des Erblas-
sers (entgeltlich oder unentgelt-
lich) auf ihre dereinstige Erben-
stellung verzichten. Dies
hat in der Form eines
Erbvertrages zwischen
den betroffenen Parteien
zu erfolgen.
Im Beispiel könnte M mit
seinen Eltern einen Erb-
verzichtsvertrag schliessen. Da-
durch wird F einzige Erbin und
kann sogleich nach dem Tod von
M über dessen gesamten Nach-
lass verfügen.

Willensvollstrecker
Durch Einsetzung eines Willens-
vollstreckers können mögliche
Reibungsflächen unter den Er-

Zugunsten des überleben-
den Ehegatten kann die
Höhe des Nachlasses 
verkleinert werden, im
Extremfall bis auf Null.
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ben reduziert werden. Der 
Willensvollstrecker hat die Auf-
gabe, zunächst die zum Nachlass
gehörenden Vermögenswerte zu
sichern, im Rahmen der Rechts-
ordnung den Willen des Erblas-
sers durchzusetzen und die Tei-
lung des Nachlasses vorzuberei-
ten. Er hat Anspruch darauf, die
zum Nachlass gehörenden Ver-

mögenswerte (auch ein Konto-
guthaben bei einer Bank) in Be-
sitz zu nehmen. Er richtet Ver-
mächtnisse aus und unterbreitet
den Erben Teilungsvorschläge;
die Teilung selber aber bedarf
der Einigung aller Erben bzw.
eines rechtskräftigen Urteils des
zuständigen Gerichts. Bis die
Teilung vollzogen ist, verwaltet
der Willensvollstrecker die zum
Nachlass gehörenden Vermö-
genswerte und ist im Rahmen
der Verwaltung allein berech-
tigt, über diese zu verfügen.

Vermächtnis (Legat)
Die Erbengemeinschaft hat zu-
nächst die vom Erblasser verfüg-
ten Vermächtnisse auszurichten,
bevor die Erbteilung erfolgen
kann. Diese gelangen damit ra-
scher zur Auszahlung als der
Erbteil.
M könnte mithin F ein Ver-
mächtnis ausrichten, maximal

im Umfang der verfügbaren
Quote.

Lebensversicherung
Relativ rasch zur Auszahlung ge-
langen kann auch eine Lebens-
versicherung. Lebensversiche-
rungen können ein interessan-
tes Instrument der Nachlass-
planung sein, da nur der Rück-
kaufswert einer Lebensversiche-
rungen in den Nachlass fällt
(Art. 476 und 529 ZGB). Die
Differenz zwischen Versiche-
rungssumme und Rückkaufs-
wert (falls ein solcher überhaupt
besteht) ist erbrechtlich irrele-
vant. Die Begünstigung einer
Person darf jedoch nicht in der
offenbaren Absicht erfolgen, die
vom Erbrecht auferlegten Ver-
fügungsbeschränkungen zu um-
gehen, sonst unterliegt diese der
Herabsetzung (Art. 527 Ziff. 4
ZGB). Zu beachten sind auch die
Steuerfolgen. ■
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«RECHT-ECK»
Aus dem Bundesgericht

«Alles was 
Recht ist»

«Alles was 
Recht ist»

Gesammelt von RA Bruno A. Hubatka

■ Aus einer Berufungsschrift: «Hiermit
lege ich schriftlich gegen das obengenannte
und gesamte Urteil Berufung ein. Ich werde
durch einen Rechtsanwalt meines Ver-

trauens, wenn es sein muss, in eine noch
höhere Distanz gehen!»

■ «Unglaublich, wie ungerecht Schei-
dungsrichter sind», klagt die Ehefrau. «Der
Richter hat die Kinder doch tatsächlich mei-
nem Mann zugesprochen, dabei sind sie gar
nicht von ihm!»

■ «Angeklagter», fragt der Richter, «hat
Ihre Frau Ihnen beim Teppichdiebstahl ge-

holfen?» – «Aber Herr Richter, sie hat doch
keine Hand gerührt. Wissen Sie, sie war
wirklich nur dabei, um auszusuchen…»

■ Fragt der Richter den Geschädigten:
«Erkennen Sie in dem Angeklagten den
Mann wieder, der Ihr Auto gestohlen hat?»
– «Nach den Ausführungen des Verteidigers
bin ich mir nicht mehr so sicher, ob ich
überhaupt ein Auto besessen habe», ant-
wortet dieser.
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Vom ersten und vom zweiten Blick
des Richters

Schlüsselanhänger als Waffe
Das Bundesgericht hat einen

Schlüsselanhänger, der nicht
als Schlagring betrachtet werden
kann, als Waffe qualifiziert. Zwar
erscheine der fragliche Gegen-
stand «auf den ersten Blick nicht
als Waffe». Offenbar auf den
zweiten Blick erst ist laut ein-
stimmig gefälltem Urteil des
Kassationshofs in Strafsachen zu
erkennen, dass der Schlüsselan-
hänger zu den Geräten gehört,
«die dazu bestimmt sind, Men-
schen zu verletzen», und damit
als Waffen gelten (Art. 4 Abs 1
lit. d Waffengesetz).

Figur im Lotussitz
Zu beurteilen war in Lausanne
ein Schlüsselanhänger aus durch-
sichtigem Hartplastik in Form
eines «T» mit einem zweiten
Querbalken in der Mitte. Auf den
Kopf gestellt, gleicht der 7,5 cm
lange und 5 cm breite Gegen-
stand einer stilisierten schlanken
Figur im Lotussitz mit ausge-
breiteten Armen. Das Gebilde
lässt sich entweder mittels der
vorhandenen Öse an einem
Schlüsselbund befestigen oder

so in die Hand nehmen, dass der
äussere Querbalken in der Hand-
fläche liegt und die Finger den
mittleren Querbalken umschlies-
sen. Dabei überragt die etwas
verbreiterte Spitze des Längs-
balkens die geballte Faust um
rund 1,5 cm.

Kein Vergleich mit
Kugelschreiber
Auf diese Spitze konzentriert sich
nach Auffassung des Bundes-
gerichts «die Wucht eines mit
dem Gerät ausgeführten Faust-
schlags». Es können damit folg-
lich gefährlichere Verletzungen
zugeführt werden als mit der
blossen Hand. Das lässt laut dem
Urteil aus Lausanne keine ande-
re Schlussfolgerung zu, als dass
der Gegenstand dafür konzipiert
ist, Menschen zu verletzen.
Denn «angesichts seiner sperri-
gen und unbequemen Form ist
die Verwendung als Schlüssel-
anhänger nicht real oder steht
zumindest nicht im Vorder-
grund». Daher lasse sich das
Objekt auch nicht mit einem
Kugelschreiber vergleichen, der

zwar auch geeignet, aber eben
nicht dazu bestimmt sei, Men-
schen zu verletzen.
Anzumerken bleibt, dass das
Bundesgericht selbst davon aus-
geht, das Waffengesetz sei in
diesem Zusammenhang restrik-
tiv auszulegen. Es drängt sich
daher nicht zwingend auf, sol-
che Schlüsselanhänger als Waf-
fen zu qualifizieren. Vielmehr
liesse sich auch erwägen, eine
harmlose Verwendung des Dings
im Alltag sei wahrscheinlicher
als ein waffenmässiger Einsatz.
Die gegenteilige Lösung könnte
fatale Konsequenzen für un-
bescholtene Bürger haben, die
ihren Schlüsselbund mit ausge-
fallenen Glücksbringern verse-
hen. Sie machen sich des straf-
baren Waffentragens schuldig,
sobald der bundesgerichtliche
Kassationshof im fraglichen Talis-
man – zumindest auf den zwei-
ten misstrauischen Blick hin –
einen zum Verletzen von Men-
schen bestimmten Gegenstand
erkennt…

Aus: Neue Zürcher Zeitung, Urteil 6
S.94/2003 vom 10.9.03.


